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N A C H R I C H T E N  

Digitale Unterschrift in 
USA gültig 
WASHINGTON: In den USA ist die digitale 
Unterschrift künftig rechtsverbindlich. Damit 
können praktisch alle Geschäfte mit einer digi­
talen Unterschrift über das Internet besiegelt 
werden. Präsident Bill Clinton Unterzeichnete 
am Freitag das neue Gesetz. Bei einer Zeremo­
nie in Philadelphia im Bundesstaat Pennsylva­
nia benutzte Clinton zunächst einen «altmodi­
schen» Füller. Dann unterschrieb er  noch ein­
mal mit digitalerTechnik. Clinton zeigte sich zu­
versichtlich, dass die digitale Unterschrift viele 
Geschäfte vereinfachen und auch die Archivie­
rung von Verträgen erleichtern werde. «Bald 
werden ganze Lagerhallen voller Papier durch 
Computer von der Grösse eines Videore­
korders ersetzt werden», sagte Clinton. 

Irland: Misstrauens-
votum überstanden 
DUBLIN: In Irland hat die Mitte-Rechts-Koali­
tion von Ministerpräsident Bertie Ahern am 
Freitag eine Misstrauensabstitnmung überstan­
den. Die Minderheitsregierung von Aherns Par­
tei Fianna Fail und den Fortschrittlichen Demo­
kraten gewann das Votum mit 84 zu 80 Stim­
men. Die Opposition hatte die Abstimmung we­
gen einer Reihe von Affären und des Vorwurfs 
der Vetternwirtschaft verlangt. 

Bombenanschlag auf 
Bahngeleise 

BELFAST: In Nordirland ist am Freitag ein 
Bombenanschlag auf die Geleise der Bahnlinie 
von Belfast nach Dublin verübt worden. Dabei 
entstand geringer Schaden. Der nördirische Po­
lizeichef Ronnie Flanagan verdächtigte republi­
kanisch-katholische Extremisten, die Tat ausge­
führt zu haben. Möglicherweise stecke die 
«Real IRA» dahinter, die im August 1998 den 
Bombenanschlag von Omagh mit 29 Toten ver­
übt hatte. Katholische wie auch protestantische 
Terroristen seien noch immer eine «ernsthafte 
Bedrohung», sagte Flanagan. Auch das Risiko 
neuer Bombenanschläge in London dürfe nicht 
unterschätzt werden. Der britische Premiermi­
nister Tony Blair sagte, die Bombenexplosion 
beweise, dass es in Nordirland noch immer 
Menschen gebe, die gegen den Friedensprozess 
seien. 

CDU verabschiedet sich 
aus Bonn 
BONN: Die deutschen Christdemokraten 
(CDU) haben sich als letzte grosse politische 
Partei aus der früheren Hauptstadt Bonn ver­
abschiedet. Die langjährige CDU-G«schäfts-
stelle, das Konrad-Adenauär-Haus, wurde am 
Freitag geräumt. Parteichefin Angela Merkel 
besuchte zu einem symbolischen Abschied das 
Wohnhaus des ersten CDU-Vorsitzenden und 
Bundeskanzlers Konrad Adenauer im benach­
barten Rhöndorf. Sie nahm dort einen Rosen­
stock für die neue CDU-Zentrale in Berlin in 
Empfang. Adenauer war passionierter Rosen­
züchter. SPD, FDP und Bündnis 90/Die Grünen 
hatten ihre Parteizentralen bereits im Vorjahr 
nach Berlin verlagert. 

Simbabwe: Enteignung 
von 804 Farmen 
HARARE: Nach dem knappen Sieg seiner Re­
gierungspartei bei der Pariameritswahl hat der 
simbabwische Präsident Robert Mugabe an­
gekündigt, die geplante Zwangsübergabe von 
804 Farmen weisser Landbesitzer an schwarze 
Kriegsveteranen ab Montag in die Tat umzuset­
zen. Die einmonatige Einspruchsfrist für die 
bisherigen Besitzer laufe dann aus, sagte Muga­
be in einem Interview. 

Mageres 
Resultat 
GENF; Bei der Genfer Folgekonfe­
renz zum Wellsozialgipfel hat sich 
am Freitag ein mageres Resultat ab­
gezeichnet. In  der Schlusserklärung 
wurden weitgehend die 1995 am 
Weltsozialgipfel in Kopenhagen ge­
steckten Ziele bekräftigt. Die Dele­
gationen aus 160 Ländern verhan­
delten noch am Freitag über die 
letzten umstrittenen Paragraphen 
der Erklärung, die nicht bindend ist. 
Z u  den umstrittensten Punkten 
gehörten die Abschnitte, die sich auf 
die soziale Verantwortung der ein­
zelnen Regierungen beziehen. Kon­
sens herrschte dagegen über das 
Ziel, die Zahl der Menschen, die in 
absoluter Armut leben, bis im Jahr 
2015 zu  halbieren. Keine Einigung 
wurde über die Abhaltung eines 
zweiten Weltsozialgipfels in ß n f  
Jahren erzielt. (Bild: Keystone) 

in Österreich 
Behandlung des Themas im Koalitionsausschuss am Dienstag 

WIEN: Trotz des Beschlusses der 14 
EU-Partner, Österreich von Exper­
ten politisch überprüfen zu lassen, 
wollen die rechtsgerichteten frei­
heitlichen (FPÖ) eine Volksbefra­
gung über die EU durchsetzen. Am 
Dienstag wird das Thema im Koali­
tionsausschuss behandelt. 
«Die Einleitung der Volksbefra­
gung kommt», erklärte der FPÖ-
Fraktionsvorsitzende Peter Wes­
tenthaler am Freitag gegenüber der 
Nachrichtenagentur APA. Er wolle 
den Entscheidungen des Koalitions­
ausschusses zwischen FPÖ und 
Volkspa'rtei (ÖVP) nicht vorgrei­
fen. Die Weichen für einen Urnen­
gang seien jedoch weitgehend ge­
stellt. 

Laut Westenthaler wird an den 
Formulierungen der Fragen auf par­
lamentarischer Ebene bereits gear­
beitet. Die rechtskonservative Re­
gierung werde schon nächste Woche 
einen entsprechenden Antrag im 
Parlament einbringen. Die Befra­
gung könne dann Mitte Oktober 
sein. Auch sein Amtskollege An­
dreas Khol von der konservativen 
Volkspartei (ÖVP) hieltdie Durch­
führung einer Abstimmung Uber die 
EU-Sanktionen für wahrscheinlich. 

Ein weiterer führender FPÖ-Pöli-
tiker lehnte die Beobachtung der in­
nenpolitischen Lage durch drei so 
genannte Weise ab. Der stellvertre­
tende FPÖ-Vorsitzende und Vertei-
digungsnjjnj^ter Herbett Scheibner 

bezeichnete es als «unannehmbar, 
Österreich von wem auch immer 
unter Beobachtung stellen zu las­
sen». Dies hatten am Vortag auch 
der frühere FPÖ-Vorsitzende und 
Kärntener Ministerpräsident Jörg 
Haider sowie die FPÖ-Chefin und 
stellvertretende Kanzlerin Susanne 
Riess-Passer abgelehnt. 

Nationalratspräsident Heinz Fi-
'schef von der SPÖ hingegen werte­
te den Entschluss der 14-Staaten als 
positiv.' Die Erklärung des EU-
Ratspräsidenten Antonio Guterres 
voni Donherstag sei «zweifellos der 

' feinstieg zum Ausstieg» aus den 
Sanktionen gegen die Regierung in 
Wietii Mit der GuteiTes-Erkiärung 
sei die Situation für Österreich da­

mit wesentlich positiver als vor fünf / 
Monaten. Zwar enthalte die Er- " .1 

klärung keinen genauen Zeitpunkt " 
für ein Ende der Isolierung durch 
die 14 EU-Partner. Aber man wisse 
wenigstens, dass sie begrenzt sei, 
sagte der SPÖ-Politiker. 

Eine Volksbefragung hält Fischer 
für sinnlos. Weder Regierung noch 
das Parlament bräuchten in der Fra­
ge der Sanktionen eine Volksbefra- '• 
gung.als Entscheidungshilfe. Zu­
dem würden sich die Persönlichkei­
ten, welche der Präsident des Eu­
ropäischen Gerichtshofes für Men­
schenrechte, Luzius Wildhaber, mit 
einem Bericht beauftragen soll, von 
einer solchen Volksbefragung sicher 
nicht beeinflussen lassen. 

Mehr Macht für Putin 
Vollmacht zur Entlassung der Gouverneure 

MOSKAU: Die Macht der Zentral-
' regierung in Moskau über die russi­
schen Regionen wächst. Das russi­
sche Unterhaus erteilte am Freitag 
Präsident Wladimir Putin die Voll­
macht zur Entlassung der Regional­
gouverneure nach deren Verurtei­
lung durch ein Gericht. 
Die Duma verabschiedete ein ent­
sprechendes Gesetz in dritter und 
letzter Lesung mit 399 Stimmen bei 
neun Gegenstimmen und drei Ent­
haltungen. Mit ihrem Votum stimm­
ten die Abgeordneten einer zweiten 
von insgesamt drei Gesetzesvorla­

gen Putins zur Verstärkung der 
Kontrolle über die Regionen in d e j  
Föderation zu. 

Das neue Gesetz ermöglicht dem 
Präsidenten die Suspendierung ei­
nes Regionalgouverneurs, wenn 
dieser von der Staatsanwaltschaft 
«schwerer Vergehen» beschuldigt 
wird. Weitpr, sieht es die Auflösung 
regionaler Parlamente vor, wenn 
deren Gesetzgebung den föderalen 
Gesetzen widerspricht. Die Auflö­
sung kann nur auf Initiative des Prä­
sidenten und mit Billigung der Du­
ma erfolgen. 

Russen machen Druck zur Rückkehr der Flüchtlinge 
GENF: Die russischen Behörden 
machen Druck auf die rund 170 000 
tschetschenischen Flüchtlinge in In-
guschetien, damit diese in ihre Hei­
mat zurückkehren. Dies erklärte 
UNHCR-Sprecher Ron Redmond 
am Freitag in Genf. 
Das UNHCR erachte eine Rück­
kehr wegen der anhaltenden 
Kämpfe in Tschentschenien für ver­
früht, sagte Redmond. Das 
UNHCR und andere Hilfsorganisa­
tionen arbeiteten bereits an Pro­
grammen für die Flüchtlinge, die 
wegen der massiven Zerstörungen 
in Tschetschenien voraussichtlich 
auch den nächsten Winter in Ingu­
schetien verbringen dürften, beton­
te Redmond. Die russischen Behör­
den transportierten nach UNHCR-
Angaben Anfang Juni mehrere hun­
dert Flüchtlinge, die in leeren Bahn­
waggons in Inguschetien lebten, 
zurück nach Grosny. Die meisten 
der Häuser in der tschetschenischen 
Haupstadt seien jedoch zerstört, 
sagte Redmond. Die russischen 
Behörden stellten zudem vor knapp 

zwei Wochen die Verteilung von 
wannen Mahlzeiten und Brot an die 
Flüchtlinge ' in Inguschetien ein. 
Redmond zitierte auch Berichte, 
wonach die Flüchtlinge gezwungen 
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wükrden, leerstehende Häuser und 
Fabrikhallen Zu verlassen. Das UN­
HCR will in Inguschetien eine Zelt­
stadt für rund 12000 Flüchtlinge 

raufstellen. . • 
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Die rund 170000 tschetschenischen Flüchtlinge in Inguschetien sollen nach 
dem Willen 'der Russen in ihre Heimat zurückkehren. (Bild'Keystone) 

Familienbesuche j 
erlaubt ? 
SEOUL: Vertreter Nord- und S ü d - ,  
koreas haben 55 Jahre nach der Ib i - '   v 

lung der Halbinsel ein Abkommen T"" 
über grenzüberschreitende Besu-^ 
che von Familien,und die Rückkehr.t» -
ehemaliger kommunistischer Ge-
fangener in den Norden ünterieich-
net. Mitarbeiter des Roten Kreuzes  / v 

beider Staaten einigten sich nacfi' v - ,  
amtlichen Angaben darauf, dasiÄ. 
zwischen dem 15. und dem 18. Au­
gust zwei Gruppen mit hundert »'•, 
Menschen aus beiden Tteilen Koreas* / 
Verwandte in den Hauptstädten des ^ 
anderen Landes treffen "Jcönnen. ' 
Der 15. August ist der Jahrestagder4 V... 
Befreiung Koreas aus japanische? 
Herrschaft. \ c. 

Der Norden stimmte den Anga- "• 
ben zufolge nach fünftägigen Ge-, v V 
sprächen im' KumgangrGebifge ^ 
dem Vorschlag des Südens zu, dass , 
ehemalige: politische Häftlinge aus ,v  

dem Norden Anfang September in -,v 
ihre Heimat zurückkehren können. "ß'< 
Die Gefangenen waren bereits Vor/, v 
Jahren freigekommen, durften aber .^ , 
bisher nicht aus Südkorea ausrei' , * 
sen. ' 


